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PW/ET 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes mit dem das Gerichts­

organisationsgesetz, das Richterdienstgesetz, das 

Staatsanwaltschaftsgesetz, die Reisegebührenvor­

schrift 1955 und das Gehaltsgesetz 1956 geändert 

wird 

Zl. 350.10/31-111 1/93 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag übermittelt zum ein­

gelangten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Gerichtsor­

ganisationsgesetz, das Richterdienstgesetz, das Staatsanwalt­

schaftsgesetz, die Reisegebührenvorschrift 1955 und das Gehalts­

gesetz 1956 geändert werden sollen, folgende 

S tel 1 unq nah m e 

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag begrüßt die Intenti­

onen des vorliegenden Gesetzesentwurfes, unterstützt die Reform­

ziele und ist der Auffassung, daß die Regelungsinhalte offenkun­

dig nach reiflicher Überlegung mit den Vertretern der Richter­

schaft erarbeitet worden sind. 
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Aus dem Kreise der österreichischen Rechtsanwaltskammern werden 

folgende Anregungen zu einzelnen Bestimmungen unterbreitet: 

1. 

Die Vorarlberger Rechtsanwaltskammer erachtet, daß folgende Än­

derungen wünschenswert wären: 

1.) Nach den §§ 29 bzw. 37 ist es vorgesehen, daß der Entwurf 

der Geschäftsverteilung zur Einsicht aufgelegt wird und den 

betroffenen Richtern ein Einwendungsrecht eingeräumt wird. 

Wünschenswert wäre es, wenn der Entwurf der Geschäftsvertei­

lung auch der örtlichen Rechtsanwal tskammer zugesandt wer­

den würde und dieser ein Anhörungsrecht· eingeräumt wird .. 

Die Erfahrung zeigt, daß gerade die täglich mit den Gerich­

ten befaßten Anwälte sehr genau beurteilen können, ob die 

Geschäftsverteilung in der vorgeschlagenen' Form den ange­

strebten Zielen der Bürgernähe und Effizienz entspricht 

. oder nicht. Besser als Richterkollegen können Rechtsanwälte 

beurteilen, welcher Richter aufgrund seiner Arbeitsweise 

für eine Richterdienststelle besonders geeignet ist. 

2.) Im Zuge der Novellierung sollte überdacht werden, ob nicht 

auch den .Rechtsanwal tskammern ein Beschwerderecht nach § 78 
GOG eingeräumt werden sollte. Die Erfahrung zeigt, daß Be­

teiligte und auch beteiligte Rechtsanwälte vor der Erhebung 

von Beschwerden zurückschrecken, da sie einen negativen Ein­

fluß auf den Ausgang des betreffenden oder sonstiger bei 

dem selben Richter behängender Verfahren befürchten. Durch 

die Einräumung einer Beschwerdemöglichkeitder Interessen­

vertretung wäre eine Verbesserung gegeben. 
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3.) Wenngleich eine Effizienzsteigerung der Justiz durchaus im 

Interesse der Rechtsanwaltschaft gelegen ist, muß dennoch 

grundsätzlich angemerkt werden, daß Verfassungsbestimmungen 

äußerst kritisch zu sehen sind. Wie die Rechtslehre ein­

drücklich dargetan hat, führen die schon in einer Unzahl 

einfacher Gesetze vorhandenen Verfassungsbestimmungen zu 

einer systematischen Zersetzung der Basis der Rechtsord­

nung. Der Gesetzgeber sollte Überlegungen anstellen, ob 

nicht unter Wahrung der verfassungsrechtlichen Vorgaben ei­

ne Lösung gefunden werden kann. 

11. 

Die Steiermärkische Rechtsanwal tskammer erachtet, daß folgende 

Bestimmungen geändert werden sollten: 

1.) § 20 Abs. 2 GOG 

Durch die vorgeschlagene Formulierung ist nicht geklärt, ob 

ein fachmännischer Laienrichter für jeden Einzelfall seine 

Zustimmung geben muß, wenn er nach Ablauf seiner Funktions­

periode noch weiter herangezogen werden soll. Prinzipiell 

ist unter dem verfassungsrechtlichen Gesichtspunkt des Rech­

tes auf den gesetzlichen Richter jede Wahlmöglichkeit des 

Richters, ob er nun weiter sein Amt im Einzelfall ausübt 

oder nicht, bedenklich. 

Vorgeschlagen wird folgende Formulierung des § 20 Abs. 2 

GOG " ... Nach Ablauf der fünf jährigen Funktionsperiode ist 

ein fachmännischer Laienrichter in all den Rechtsachen noch 

weiter heranzuziehen, in denen unter seiner Mitwirkung b~­

reits Beweisaufnahmen stattgefunden haben, wenn er dieser 

Verlängerung seiner Funktionsperiode vor Ablauf des Endes 

derselben zugestimmt hat." 
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2.) § 28 Abs. 4 GOG und § 77 Abs. 3 RDG 

Im Zusammenspiel dieser beiden Bestimmungen ist zu befürch­

ten, daß in den größeren Bezirksgerichten in Wien und in 

den Landeshauptstädten die äußerst begrüßenswerte Regelung 

des § 77 Abs. 3 RDG praktisch nicht zur Anwendung kommen 

kann. Die Tendenz des § 77 Abs. 3 Richterdienstgesetz ist, 

daß in den Fällen, in denen eine längere Abwesenheit des 

Richters zu erwarten ist, sei es aus Krankheit, sei es we­

gen Schwangerschaft, für eine Vertretung gesorgt wird. Wenn 

eine solche Vertretung aus dem Kreis der Sprengel- und Ver­

tretungsrichter dann nicht eingesetzt werden kann, wenn ei­

ne genügende Anzahl von Vertretungs richtern beim jeweiligen 

Gericht vorhanden ist, so wird der derzeitige unbefriedigen­

de Zustand anhalten. Derzeit wird massiv Kritik daran ge­

übt, daß durch längeren Ausfall von Richtern die "Nachbarab­

teilung" über die Maßen beansprucht werden und daß in den 

"verwaisten" Abteilungen die Fälle nicht in der gebotenen 

Schnelligkeit bearbeitet werden können. Klar wird diese Pro­

blematik aus den erläuternden Bemerkungen auf Seite 82, er­

ster Absatz, hinsichtlich der Vertretungsrichter. Hier wird 

klar ausgeführt, daß dann, wenn z.B. drei Richter als Ver­

treter (Bezirksgericht mit vier Richtern) zur Verfügung ste­

hen, ein Vertretungsrichter lediglich in zwei Tagen der Wo­

che dem BG zugeteilt wird. Wenn also fünf Richter zur Verfü­

gung stehen, wird überhaupt kein Vertretungsrichter zuge­

teilt. 

Den Bedürfnissen der Bevölkerung und der Arbeitsbelastung 

der Richterschaft kann nur eine Regelung entsprechen, die 

dann, wenn die Voraussetzungen des § 77 Abs. 3 Zif. 1 RDG 

neue Fassung vorliegen, für die gesamte Dauer - 44 Arbeits­

tage entsprechen ca. 2 Monaten - der Dienstabwesenheit ab 

Beginn ein Sprengel- oder Vertretungs richter für diese Ab­

teilung eingesetzt wird. Nur so kann dem derzeitigen Zu­

stand Abhilfe geschaffen werden. Eine erhöhte Anzahl an sy-
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stematisierten Vertretungs richter- und Sprengelrichterpo­

sten muß in Kauf genommen werden, da der Arbeitsanfall von 

"Nachbarabteilungen" durch einen längeren Zeitraum nicht 

von den ohnedies voll bzw. überlasteten "Nebenabteilungen " 

übernommen werden kann. 

3.) Aus dem Gesetzesentwurf ergibt sich nicht, ob die sehr zu 

begrüßenden Bestimmungen des § 77 Zif.6 RDG auch im Bereich 

der Staatsanwaltschaft gelten. Auch im Bereich der Staatsan­

waltschaft ergibt sich die Problematik, daß sinnvoll eine 

Stelle bereits ausgeschrieben wird, wenn eine Staatsanwäl­

tin die Inanspruchnahme eines Karenzurlaubes meldet und 

nicht erst dann, wenn sie den Karenzurlaub antritt. Mit An­

tritt des Karenzurlaubes muß die Stelle besetzt werden kön-

nen. 

111. 

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag stellt aus Anlaß der 

Novellierung der gegenständlichen Gesetzesmaterie dringlich den 

ANTRAG 

die gegenwärtige Fassung des § 89 a GOG Abs.1, die bis 

30.06.1994 befristet ist, bis 30.06.1997 zu verlängern und die 

ab 01. 07 .. 1994 vorgesehene Fassung (siehe Artikel XI I Erweiterte 

Wertgrenzen-Novelle 1989 vom 29.06.1989 BGBI.Nr.343) ab 

01.07.1997 in Kraft zu setzen. 

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag verweist darauf, daß 

die erheblichen Investitionsanstrengungen der österreichischen 

Rechtsanwälte für die notwendigen Umstellungen auf EDV-Systeme 

noch nicht abgeschlossen sind. Die im Gesetz vorgesehene Einfüh-
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rungsphase von 5 Jahren war nicht ausreichend, da ein klagloses 

Funktionieren des ERV erst nach längeren Probeläufen und größe­

ren Schwierigkeiten erreicht werden konnte. Das weltweit erstma­

lig entwickelte System, (Mahn)Klagen aus der Rechtsanwalts­

kanzlei über einen Mittler (Radio Austria) gesammelt an die Ge­

richte über eine Zentralstelle (Bundesrechenzentrum) weiterzuge­

ben, bedurfte naturgemäß zahlreicher Nachbesserungen. Die Akzep­

tanz des ERV durch die Rechtsanwälte setzte erst mit der vollen 

Funktionstüchtigkeit ein und führte dazu, daß im Jahre 1993 be­

rei ts mehr als 100.000 Mahnklagen im ERV abgewickelt werden 

konnten. 

Die Ausdehnung des ERV auf das Exekutionsverfahren wird derzeit 

im Bundesministerium für Justiz vorbereitet. Mit einer entspre­

chenden Verordnung kann erst Ende 1994 gerechnet werden. Zuvor 

sind noch gründliche Überlegungen notwendig, Exekutionsanträge 

ohne Vorlage des schriftlichen Exekutionstitels, ausschließlich 

auf Grund der Berufung des Antragstellers auf das Vorliegen ei­

nes re~htskräftigen Ex~kutionstitels bewilligen zu können. Die­

se Eingabemöglichkeit müßte wohl auf die Vertrauenswürdigkeit 

und unmittelbare disziplinäre Verantwortlichkeit der Rechtsan­

wälte und Notare abgestellt sein. Um Mißbrauch zu verhindern, 

muß die Zugangsmöglichkeit auf Berufsgruppen, die unter diszi­

plinarrechtlicher Verantwortlichkeit stehen, beschränkt sein. 

Der ERV dient in erster Linie der Rationalisierung des Gerichts­

betriebes durch Vermeidung von Übertragungsaufwand. Eine ange­

strebte Vollintegrierung der Rechtsanwälte in den ERV wird die 

Grundlage dafür bieten, daß schließlich der gesamte Schriftver­

kehr zwischen Gerichten und den Rechtsberufen über ERV abgewik­

kelt werden kann. Die auf diese Weise herbeizuführende Effizi­

enz der Gerichte liegt im Interesse einer sparsamen Verwal­

tung, aber auch im Interesse des Konsumenten, der vor Fehllei­

stungen und Mißbräuchen geschützt werden muß. 

, . 
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Aus all diesen Gründen tritt der Österreichische Rechtsanwalts­

kammertag an den Gesetzgeber heran, die oben dargelegte Geset­

zesänderung zu beschließen. 

Wien, am 24.Februar 1994 

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG 
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